
Durchführung der ihnen übertragenen Befugnisse zu 
hindern. Es sollen diejenigen Rechtsverletzer zur Ver­
antwortung gezogen werden, die unter Ausnutzung des 
grenzüberschreitenden Reise- oder Güterverkehrs Stö­
rungen an der Zollgrenze der DDR hervorrufen, die das 
Grenzregime nicht ernst nehmen, Verfügungen oder 
Weisungen der Grenzkontrollorgane nicht beachten oder 
in sonstiger Weise versuchen, das Zollregime zu stören.

Zum Verfahren bei der Verfolgung 
von Zoll- und Devisenverstößen
§ 41 OWG bestimmt, daß Zoll- und Devisenverstöße, 
soweit sie den Waren-, Devisen- und Geldverkehr über 
die Grenzen der DDR betreffen, durch die Zollverwal­
tung der DDR zu verfolgen sind. Die gesetzliche Grund­
lage für dieses Verfahren bilden das Zollgesetz und die 
VO über die Verfolgung von Zoll- und Devisenverstö­
ßen vom 5. Juli 1968 (GBl. II S. 513).
Im Gegensatz zu den sonstigen Ordnungsstrafverfah­
ren, die auf der Grundlage des OWG nach einheit­
lichen Gesichtspunkten durchzuführen sind, hat die 
Zollverwaltung bei der Durchführung eines Ordnungs­
strafverfahrens wegen eines Zoll- und Devisenverstoßes 
gemäß § 5 des Zollgesetzes besondere Befugnisse. Diese 
sind insbesondere im grenzüberschreitenden Verkehr 
notwendig, damit die Zollverwaltung auf Rechtsverlet­
zungen, die nicht den Charakter von Straftaten haben, 
sofort und wirksam an Ort und Stelle reagieren kann. 
Gemäß §42 OWG können die Zollorgane Strafverfü­
gungen bis zur fünffachen Höhe des Wertes des rechts­

widrig mitgeführten Gegenstands aussprechen, wobei 
jedoch der Betrag von 5 000 M nicht überschritten wer­
den darf. Gegen die Strafverfügung ist das Rechtsmittel 
der Beschwerde gemäß § 5 der VO über die Verfolgung 
von Zoll- und Devisenverstößen zulässig.
Für das Verfahren selbst sind einige allgemeine Grund­
sätze des OWG zu beachten. So darf auch ein Zoll- und 
Devisenverstoß nur verfolgt werden, wenn er schuld­
haft begangen worden ist (Grundsatz der Verantwort­
lichkeit — § 9 OWG —). Zu beachten sind auch die 
Besonderheiten hinsichtlich der Verantwortlichkeit 
Jugendlicher, der Angehörigen der bewaffneten Or­
gane und der Personen, die nicht der Strafrechtspre­
chung der DDR unterliegen (§§10, 11 und 12 OWG); 
weiter gilt die Bestimmung über die Verjährung von 
Ordnungswidrigkeiten (§ 18 OWG).
Von großer Bedeutung ist schließlich auch, daß Zoll- 
und Devisenverstöße als Ordnungswidrigkeiten einem 
gesellschaftlichen Gericht übergeben werden können 
(§ 31 OWG). Es wird u. E. durchaus geeignete Fälle 
geben, in denen die Beratung vor diesem Gremium aus 
erzieherischen Gründen und zur Vermeidung weiterer 
Rechtsverletzungen angebracht ist. Voraussetzung für 
eine solche Beratung ist natürlich, daß der Rechts­
verletzer Bürger der DDR ist. Übergaben an ein gesell­
schaftliches Gericht sind auch dann möglich, wenn die 
Zollverwaltung bereits vorher eine Einziehung ver­
fügt hat*.

* Vgl. Schmidt/Winkler, „Die Tätigkeit der gesellschaftlichen 
Rechtspflegeorgane bei der Bekämpfung von Ordnungswidrig­
keiten“, NJ 1967 S. 730 ff.; Der Schöffe 1967, Heft 11, S. 380 ff.
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Arbeitsrechtliche materielle Verantwortlichkeit 
und strafrechtliche Verantwortlichkeit

Mit dem neuen Strafgesetzbuch, der 1. DVO zum Ein­
führungsgesetz — Verfolgung von Verfehlungen — und 
dem Gesetz zur Bekämpfung von Ordnungswidrig­
keiten (OWG) wurde ein wichtiger Schritt getan, um 
ein geschlossenes und effektives System rechtlicher 
Verantwortlichkeit für Straftaten, Verfehlungen, Ord­
nungswidrigkeiten und andere damit eng verbundene 
Rechtsverletzungen zu schaffen. In diesem Verantwort­
lichkeitssystem wird der arbeitsrechtlichen materiellen 
Verantwortlichkeit bei der Bekämpfung von Rechts­
verletzungen, die zum Eintritt eines Schadens am 
sozialistischen Eigentum geführt haben, ein bedeuten­
der Platz zugewiesen. Das zeigt sich
— in einer stärkeren Orientierung auf die Geltend­

machung arbeitsrechtlicher und anderer Schaden­
ersatzansprüche im Strafverfahren (§ 24 Abs. 1 
StGB);

—. in der Möglichkeit, das Strafverfahren durch eine 
Verurteilung zum Schadenersatz zu beenden, wobei 
die Verpflichtung dazu auch auf arbeitsrechtlicher 
materieller Verantwortlichkeit beruhen kann (§ 24 
Abs. 2 StGB);

— in der Erweiterung der Schadenersatzpflicht bei 
Schäden, die durch unter Alkoholeinfluß begangene 
Straftaten entstanden sind (§ 17 EGStGB/StPO, 
durch den § 113 Abs. 2 GBA ergänzt wurde);

— in der Verbindung der Verurteilung auf Bewährung 
mit der Verpflichtung zur Wiedergutmachung des

Schadens während der Bewährungszeit (§§ 33 Abs. 3 
Ziff. 1 und 35 Abs. 3 Ziff. 2 StGB);

— in der Orientierung auf die Anwendung der mate­
riellen Verantwortlichkeit als Maßnahme zur Rea­
lisierung der Verantwortlichkeit für Verfehlungen 
und Ordnungswidrigkeiten (§ 2 Abs. 5 der 1. DVO 
zum EG und § 16 OWG);

— in der Neugestaltung des Verfahrens zur Durchset­
zung der arbeitsrechtlichen und anderer materieller 
Verantwortlichkeitsformen im Strafverfahren (insb. 
§198 StPO/

Während die arbeitsrechtliche materielle Verantwort­
lichkeit bei einfachen Arbeitspflichtverletzungen und 
Arbeitspflichtverletzungen mit Ordnungswidrigkeits­
und Verfehlungscharakter in vielen Fällen als einzige 
Erziehungsmaßnahme ausreicht, wird sie bei einer 
schuldhaften Schädigung des sozialistischen Eigentums 
durch Arbeitspflichtverletzungen mit Straftatcharakter
— von den Fällen des § 24 Abs. 2 StGB abgesehen — im­
mer neben Maßnahmen der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit angewandt1.
Die gemeinsame Anwendung der strafrechtlichen und 
arbeitsrechtlichen materiellen Verantwortlichkeit än­
dert zwar nicht grundsätzlich den Inhalt und die 
Wirkungsweise der einzelnen Verantwortlichkeits-

1 Auf die spezifischen Beziehungen der arbeitsrechtlichen ma­
teriellen Verantwortlichkeit zur Verantwortlichkeit für Ver­
fehlungen und Ordnungswidrigkeiten kann in diesem Beitrag 
nicht näher eingegangen werden.
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